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Ausgegeben zu Berlin, den 21. Auguſt 1934 Nr. 36 


— 


(Nr. 14166.) Geſetz zur Anderung des Dienſtſtrafrechts. Vom 18. Auguſt 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 


Die Beamtendienſtſtrafordnung vom 27. Januar 1932 Geſetzſamml. S. 59) wird wie f 


geändert: 
il: 
2 
8. 


10. 


11. 


§ 2 Abſ. 2 fällt weg. 
§ 12 Abſ. 2 fällt weg. 
Hinter $ 12 wird folgender $ 12 a eingefügt: 


§ 12 a. 

() Gegen einen Ruhegehaltsempfänger kann wegen ſolcher Handlungen, die er 
vor dem Eintritt in den Ruheſtand begangen hat, ein Dienſtſtrafverfahren eingeleitet 
oder fortgeſetzt werden. In dieſen Fällen kann, wenn nicht wegen Schuldloſigkeit 
oder mangelnden Beweiſes Freiſprechung erfolgt, auf Einſtellung des Verfahrens 
oder Verluſt des Ruhegehalts erkannt werden. Auf Einſtellung iſt auch zu erkennen, 
wenn ſeit dem Eintritt in den Ruheſtand mehr als fünf Jahre verſtrichen find; bei 
Berechnung dieſer Friſt zählt die Zeit, in der das Dienſtſtrafverfahren nach geſetz⸗ 
licher Vorſchrift nicht eingeleitet oder nicht fortgeführt werden kann, nicht mit. 

(2) Der zu Ruhegehaltsverluſt Verurteilte verliert auch den Anſpruch auf 
Hinterbliebenenverſorgung und die Befugnis, ſeine frühere Amtsbezeichnung und 
ſeine Titel zu führen und frühere Dienſtkleidung und Dienſtabzeichen zu tragen. 


„Im 8 13 Abſ. 1 werden hinter den Worten „das Urteil“ die Worte „auf Dienſtentlaſſung“ 


geſtrichen und ſtatt deſſen nach einem Komma die Worte eingefügt „das auf Dienſtent⸗ 
laſſung oder auf Ruhegehaltsverluſt lautet,“. 


. 8 14 Abſ. 2 fällt weg. 
8 15 fällt weg. 
„Im 8 18 Abſ. 2 erhält der zweite Satz folgende Faſſung: 


Die Entſcheidung des Fachminiſters iſt endgültig. 
§ 18 Abſ. 2 Satz 3 fällt weg. 


Im $ 20 Abſ. 2 werden die Worte „Vertreter von Beamtenorganiſationen“ geſtrichen. 
Im $ 22 Satz 1 treten an Stelle der Worte „Gehaltskürzung und Dienſtentlaſſung“ die 


Worte „Gehaltskürzung, Dienſtentlaſſung und Ruhegehaltsverluſt“. 

Im $ 23 Abſ. La treten an Stelle der Worte des erſten Satzes „von dem Fach⸗ 
miniſter uſw.“ die Worte „von dem Fachminiſter gegen die vom Miniſterpräſidenten 
(Staatsminiſterium) unmittelbar oder in ſeinem Namen durch den Fachminiſter ernannten 
Beamten“. : 

Im § 23 Abſ. 1 b erhält die Klammer hinter dem Worte „Provinzialbehörde“ folgende 
Faſſung „(Oberpräſident, Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin, Oberlandesgerichts⸗ 
präſident, Generalſtaatsanwalt beim Oberlandesgericht, Regierungspräſident, Berg⸗ 
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18. 


19. 


20. 
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hauptmann, Landforſtmeiſter, Polizeipräſident in Berlin, Inſpekteur der Geheimen 
Staatspolizei, Präſident der Bau⸗ und Finanzdirektion, Verbandspräſident des Siedlungs⸗ 
verbandes Ruhrkohlenbezirk)“. 

§ 27 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

() Dienſtſtrafgerichte find die Dienftftraffammern und das Oberverwaltungs⸗ 
gericht. f 

§ 28 erhält folgende Faſſung: 
§ 28. 

Die Dienſtſtraflammern werden für den Regierungsbezirk bei den Regie⸗ 
rungen, für den Bezirk der Hauptſtadt Berlin bei der Bau⸗ und Finanzdirektion 
errichtet. Der Miniſterpräſident kann für mehrere Regierungsbezirke eine gemein⸗ 
ſame Dienſtſtrafkammer errichten und bei einer Dienſtſtrafkrammer mehrere Ab⸗ 
teilungen bilden. 

Im 8 29 Abſ. 2 werden hinter den Worten „Für Warteſtandsbeamte“ die Worte „und 
Ruhegehaltsempfänger“ eingefügt. 
Im 8 30 Abſ. 2 Satz 1 werden die Worte „Das Staatsminiſterium“ erſetzt durch die 
Worte „Der Miniſterpräſident“. 
§ 31 erhält folgende Faſſung: 

§ 31. 

() Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet in der Beſetzung mit einem Vorſitzenden, 
einem richterlichen Beiſitzer und einem Beamtenbeiſitzer; dieſer ſoll der Dienſtgruppe 
(höherer, oberer, mittlerer, unterer Dienſt) und nach Möglichkeit der Laufbahn des 
Angeſchuldigten angehören. 

(2) Vor Beginn eines jeden Kalenderjahrs beſtimmt der Vorſitzende die 
Reihenfolge der Beiſitzer für die Teilnahme an den Sitzungen. 

„In allen Fällen, in denen die Zuſtändigkeit des Dienſtſtrafhofs geſetzlich begründet 
iſt, tritt an ſeine Stelle das Oberverwaltungsgericht. 


II. § 39 erhält folgende Faſſung: 


. 


§ 39. 

Die in dieſem Geſetze dem Oberverwaltungsgerichte zugewieſenen Geſchäfte 
werden von den Dienſtſtrafſenaten des Oberverwaltungsgerichts wahrgenommen. 
Sie entſcheiden in der Beſetzung mit einem Senatspräſidenten oder ſeinem Vertreter, 
zwei Räten des Oberverwaltungsgerichts und zwei Beiſitzern aus der Beamtenfchaft. 
Im übrigen gelten die §8 30 bis 37 entſprechend. 

Im 8 41 Abſ. 1 erhält der zweite Halbſatz folgende Faſſung: 

er kann hierbei eine Ordnungsſtrafe verhängen und in dieſem Falle die Koſten 
des Verfahrens dem Angeſchuldigten auferlegen. 

$ 43 erhält folgende Faſſung: 
§ 43. 

Die mündliche Verhandlung iſt nicht öffentlich. Dienſtvorgeſetzte des Ange⸗ 
ſchuldigten oder vom Dienſtvorgeſetzten beauftragte Beamte können jederzeit der 
Verhandlung beiwohnen. 

§ 47 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
(2) Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. 


8 55 Abſ. 2 Satz 2 und 3 werden geſtrichen. 
22. 


Im 8 57 Abſ. 3 find in Satz 1 und Satz 2 hinter den Worten „auf Dienſtentlaſſung“ 
die Worte einzufügen „oder Ruhegehaltsverluſt“. 
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23. 8 58 erhält folgende Faſſung: 
§ 58. 
Die Anordnung nach § 55 iſt auch gegenüber Warteſtandsbeamten und Ruhe⸗ 
gehaltsempfängern zuläſſig; an die Stelle des Dienſteinkommens im Sinne des § 55 
tritt das Wartegeld oder das Ruhegehalt. 


22. Hinter $ 63 wird folgender § 63 a eingefügt: 


§ 63 a. 


() Zuungunſten eines Ruhegehaltsempfängers iſt die Wiederaufnahme nur 
zuläſſig, wenn neben den in dieſem Abſchnitte bezeichneten Vorausſetzungen auch die 
Vorausſetzungen vorliegen, unter denen ein Dienſtſtrafverfahren gegen ihn eingeleitet 
werden kann. 

(2) Zuungunſten anderer aus dem Beamtenverhältnis ausgeſchiedener Beamten 
kann das Verfahren nicht wieder aufgenommen werden. 


25. § 64 Abſ. 3 wird geſtrichen. 
26. Hinter $ 76 wird folgender § 76 4 eingefügt: 
§ 76 a. 


War im früheren Verfahren auf Ruhegehaltsverluſt erkannt, ſo erhält der 
Verurteilte, wenn die im § 76 bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, von der 
Rechtskraft der aufgehobenen Entſcheidung oder der früheren Einbehaltung des Ruhe⸗ 
gehalts ab Ruhegehalt, wie wenn ihm dieſes nicht aberkannt worden wäre, und die 
ihm ſonſt zuſtehenden Rechte. 


27. § 79 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Hätte der in dem neuen Urteile feſtgeſtellte Tatbeſtand die Dienſtentlaſſung, 
den Ruhegehaltsverluſt oder, falls zuläſſig, die Kündigung gerechtfertigt, ſo erhält 
der Verurteilte die Bezüge nur bis zu dem Zeitpunkte, zu dem vorausſichtlich die 
Dienſtentlaſſung, der Ruhegehaltsverluſt oder die Kündigung ausgeſprochen worden 
wäre. Das gleiche gilt, wenn der Verurteilte ſich ſeit Eintritt der Rechtskraft des 
aufgehobenen Urteils eines Verhaltens ſchuldig gemacht hat, das, wenn er damals 
Beamter geweſen wäre, die Dienſtentlaſſung, den Ruhegehaltsverluſt oder, falls zu⸗ 
läſſig, die Kündigung gerechtfertigt hätte. Die Frage, ob und zu welchem Zeitpunkte 
der in dem neuen Urteile feſtgeſtellte Tatbeſtand oder das Verhalten des Verurteilten 
nach Eintritt der Rechtskraft des aufgehobenen Urteils die Dienſtentlaſſung, den 
Ruhegehaltsverluſt oder die Kündigung gerechtfertigt hätten, entſcheidet der Fach⸗ 
miniſter. Der Verurteilte kann, falls er nicht auf Widerruf oder Kündigung an⸗ 
geſtellt war, innerhalb eines Monats nach Zuſtellung der Entſcheidung beantragen, 
daß im förmlichen Dienſtſtrafverfahren entſchieden wird, ob Dienſtentlaſſung oder 
Ruhegehaltsverluſt gerechtfertigt geweſen wäre; dem Antrage muß entſprochen 
werden. a 


28. Der Fünfte und Sechſte Abſchnitt (SS 82 bis 103) werden aufgehoben. An ihre Stelle tritt 
folgender 


Fünfter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen für einzelne Beamtengruppen. 
§ 82. 


Für die im folgenden aufgeführten Beamtengruppen gilt dieſes Geſetz inſoweit, 
als die nachſtehenden Vorſchriften nichts Abweichendes beſtimmen. 


4 
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1. Beamte der Juſtizverwaltung. 
§ 83. 
Der Juſtizminiſter kann gegen alle Beamten Ordnungsſtrafen jeder Art (SS 10, 17) 
verhängen. 
8 84 
(1) Gegen die Beamten bei den ordentlichen Gerichten und den Arbeitsgerichts⸗ 
behörden können verhängen: 
1. der Oberlandesgerichtspräſident Warnungen, Verweiſe und Geldbuße bis zu 90 RA; 
2. der Landgerichtspräſident Warnungen, Verweiſe und Geldbuße bis zu 30 RA; 
3. der aufſichtführende Amtsrichter und der aufſichtführende Arbeitsgerichtsvorſitzende 
Warnungen, Verweiſe und Geldbuße bis zu I RM. 
(2) Der Präſident des Landeserbhofgerichts kann gegen die ſeiner Dienſtaufſicht 
unterſtehenden Beamten Warnungen, Verweiſe und Geldbuße bis zu 90 RM verhängen. 


8 8. 

() Der Leiter der Staatsanwaltſchaft bei einem Oberlandesgerichte kann gegen 
alle Beamten der Staatsanwaltſchaft und der Strafanſtaltsverwaltung im Bezirk des 
Oberlandesgerichts Warnungen und Verweiſe, gegen die nicht dem höheren Dienſte an⸗ 
gehörenden Beamten auch Geldbuße bis zu 90 RAM verhängen. 

(2) Gegen die Beamten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes, die Hilfsbeamte der 
Staatsanwalt ſind und ihr Amt nicht als Ehrenamt verſehen, kann er Warnungen, Ver⸗ 
weiſe und Geldbuße bis zu 30 AA verhängen. 


§ 86. 
(1) Der Leiter der Staatsanwaltſchaft bei einem Landgerichte kann gegen alle 
Beamten der Staatsanwaltſchaft im Bezirk des Landgerichts Warnungen, gegen die nicht 


dem höheren Dienſte angehörenden Beamten auch Verweiſe und Geldbuße bis zu 30 RM 


verhängen. 

(2) Den im Bezirk des Landgerichts zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft be⸗ 
ſtellten Beamten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes, die ihr Amt nicht als Ehrenamt 
verſehen, kann er Warnungen erteilen 

§ 87. 
Der Leiter der Amtsanwaltſchaft kann gegen die Beamten des Büro- und unteren 


Dienſtes bei der Amtsanwaltſchaft Warnungen und Verweiſe, der Staatsanwalt als 


Leiter der Amtsanwaltſchaft auch Geldbuße bis zu 9g N verhängen. 


§ 88. 

Der Vorſteher der Gefangenenanſtalt kann gegen die ihm unterſtellten Beamten, 
ſoweit fie nicht unter $ 23 Abſ. 1 Buchſtabe a fallen, Warnungen, Verweiſe und Geld⸗ 
buße bis zu 9 RM verhängen. 

§ 89. 

(1) An die Stelle der Dienſtſtrafkammer tritt die auf Grund der Dienſtſtrafordnung 
für die richterlichen Beamten beim Oberlandesgericht gebildete Dienſtſtrafkammer. An 
den Entſcheidungen nimmt an Stelle des dienſtjüngſten richterlichen Beiſitzers ein 
Beamtenbeiſitzer teil. 

(2) An die Stelle des Oberverwaltungsgerichts tritt der auf Grund der Dienſt⸗ 
ſtrafordnung für die richterlichen Beamten beim Kammergericht gebildete Dienſtſtrafſenat. 
An den Entſcheidungen nehmen an Stelle der beiden dienſtjüngſten richterlichen Beiſitzer 
zwei Beamtenbeiſitzer teil. 
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(8) Die Beamtenbeiſitzer ernennt der Juſtizminiſter. Im übrigen gelten für ſie 
die allgemeinen Beſtimmungen. 

( Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden von der Staatsanwaltſchaft 
beim Oberlandesgericht, ſoweit jedoch das Verfahren beim Dienſtſtrafſenat anhängig iſt, 
von der Staatsanwaltſchaft beim Kammergericht wahrgenommen. 


2. Polizeivollzugsbeamte. 


§ 90. 
(1) In der Landespolizei tritt neben die im $ 10 genannten Ordnungsſtrafen Arreſt 
bis zu vier Wochen. 
(2) Als dienſtſtrafähnliche Maßnahmen können in der Landespolizei auch Strafe 
dienſt und Ausgangsbeſchränkung verhängt werden. 
(3) Die näheren Beſtimmungen erläßt der Fachminiſter. 


§ 91. 
Der Fachminiſter iſt befugt, für die ſtaatliche Vollzugspolizei und die Gemeinde⸗ 
vollzugspolizei 
a) die Zuſtändigkeit zur Verhängung von Ordnungsſtrafen zu regeln, 
p) beſondere Beſtimmungen über das Ordnungsſtrafverfahren zu erlaſſen, 
c) anderen als den im § 23 beſtimmten Einleitungsbehörden das Recht zur Einleitung 
des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens zu übertragen. 


§ 92. 

() Die zur Einleitung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens befugten Dienſtvor⸗ 
geſetzten können ſtaatlichen Vollzugspolizeibeamten oder Gemeindevollzugspolizeibeamten, 
die nach § 54 vorläufig des Dienſtes enthoben worden find, das Tragen von Dienſt⸗ 
kleidung, den Aufenthalt in Polizeiunterkünften und die Führung dienſtlicher Ausweiſe 
oder Abzeichen verbieten. 

(2) Dieſes Verbot kann bei Gefahr im Verzug auch von allen anderen Dienſtvor⸗ 
geſetzten ausgeſprochen werden. 


3. Beamte der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
8 93. 


Als Gemeindeverband im Sinne der Vorſchriften dieſes Titels gilt auch der 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk. 


8 94. 


Zur Verhängung von Warnungen, Verweiſen und Geldbußen bis zu 100 . 
ſind befugt: 

a) der Bürgermeiſter einer kreisangehörigen Stadt gegenüber den Beamten der Stadt, 
der Bürgermeiſter eines Amtes gegenüber den Beamten des Amtes, der Amtsvor⸗ 
ſteher gegenüber den Beamten des Amtsbezirkes, der Gemeindeſchulze gegenüber 
den Beamten der Landgemeinde, der Dorfſchulze gegenüber den Beamten des 
Bauerndorfs; 

b) der Bezirksbürgermeiſter gegenüber den ihm unterſtellten Beamten; 

e) der Vorſteher einer Provinzial⸗ (Bezirks⸗) anſtalt gegenüber den ihm unterſtellten 
Anſtaltsbeamten; 

d) der Stadtpolizeidirektor gegenüber den ihm unterſtellten Polizeivollzugsbeamten. 
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§ 95. 


Zur Verhängung von Warnungen, Verweiſen und Geldbußen bis zur Höhe 
des halben monatlichen Dienſteinkommens, gegen unbeſoldete Beamte bis zu 100 N. 
ſind befugt: 
a) der Oberbürgermeiſter einer kreisfreien Stadt gegenüber allen ſtädtiſchen Beamten; 
p) der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes gegenüber den Amtsvorſtehern 
und den Beamten des Kreiſes mit Ausnahme der Mitglieder des Kreisausſchuſſes 
und der Kreisdeputierten; a 
e) der Oberpräſident (Verwaltung des Provinzial⸗Bezirks⸗ verbandes) gegenüber den 
Beamten des Provinzial⸗ (Bezirks⸗) verbandes; 
d) der Regierungspräſident (Verwaltung des Landeskommunalverbandes der Hohen⸗ 
zolleriſchen Lande) gegenüber den Beamten des Landeskommunalverbandes; 
e) der Verbandsdirektor des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk gegenüber den Be⸗ 
amten des Verbandes mit Ausnahme der Mitglieder des Verbandsausſchuſſes. 


§ 96. 


() Zur Verhängung von Warnungen, Verweiſen und Geldbußen bis zur Höhe 
des einmonatigen Dienſteinkommens, gegen unbeſoldete Beamte bis zu 300 "RA, 
iſt die Aufſichtsbehörde gegenüber allen Beamten der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände, gegenüber Kreisdeputierten auch wegen ſolcher Dienſtvergehen, die in 
eine Zeit fallen, in der ſie den Landrat nicht vertreten, befugt. Macht die Aufſichts⸗ 
behörde von ihrer Befugnis Gebrauch, ſo iſt die Verhängung einer Ordnungsſtrafe durch 
die in SS 94 und 95 bezeichneten leitenden Beamten der Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bände wegen des gleichen Dienſtvergehens ausgeſchloſſen. Iſt die Aufſichtsbehörde der 
Anſicht, daß eine von einem leitenden Beamten (Satz 2) bereits verhängte Ordnungs⸗ 
ſtrafe keine angemeſſene Ahndung des Dienſtvergehens darſtellt, ſo kann ſie die Ordnungs⸗ 
ſtrafe aufheben und ſelbſt eine anderweitige Ordnungsſtrafe verhängen. 

(2) Die Befugniſſe der Aufſichtsbehörde ſtehen auch dem Miniſter des Innern, 
ſoweit der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk in Betracht kommt, dem Miniſter des 
Innern im Einvernehmen mit dem Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit zu. 


§ 97. 

() Gegen den Strafbeſcheid in den Fällen des § 94 Buchſtabe a und des § 95 
findet innerhalb eines Monats nach der Zuſtellung die Beſchwerde an die Auſſichts⸗ 
behörde ſtatt. 

(2) Gegen den Strafbeſcheid in den Fällen des § 94 Buchſtaben b bis d findet 
innerhalb eines Monats nach der Zuſtellung zunächſt die Beſchwerde an den Leiter der 
Gemeinde (des Gemeindeverbandes), gegen deſſen Entſcheidung innerhalb der gleichen 
Friſt die weitere Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde ſtatt. 

(3) Gegen den Strafbeſcheid in den Fällen des § 96 findet innerhalb eines Monats 
nach der Zuſtellung die Beſchwerde an die nächſt höhere Aufſichtsbehörde ſtatt. 

() In den Fällen der Abſ. 1 und 2 iſt die Entſcheidung der Aufſichtsbehörde, im 
Falle des Abſ. 3 die der nächſt höheren Aufſichtsbehörde endgültig. 


898. 


(1) Eines förmlichen Verfahrens bedarf es gegenüber allen Beamten der Gemeinden 
und Gemeindeverbände zur Verhängung der Dienſtentlaſſung, des Ruhegehaltsverluſtes 
und der Gehaltskürzung ſowie zur Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit. 

e) Das förmliche Verfahren wird von der Aufſichtsbehörde eingeleitet. 
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6) In dem Verfahren zur Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit iſt der Beamte ver⸗ 
pflichtet, ſich auf Erfordern des Dienſtſtrafgerichts durch einen beamteten Arzt unter⸗ 
ſuchen zu laſſen, widrigenfalls die Dienſtunfähigkeit ohne weiteres als erwieſen e 
werden kann. 

§ 99. 

Für das förmliche Verfahren gelten die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit folgenden 
Maßgaben: 

a) Im Verfahren gegen die Benin der Gemeinden und Gemeindeverbände ſoll einer 
der Beiſitzer der Dienſtſtrafkammer gemeindlicher Beamter ſein. 

b) Das Dienſtſtrafverfahren kann auf Antrag der Einleitungsbehörde mit Rückſicht 
auf den Ausfall der Vorunterſuchung durch Beſchluß der Dienſtſtrafkammer ohne 
mündliche Verhandlung eingeſtellt werden; bei Einſtellung eines mit dem Ziele auf 
Dienſtentlaſſung oder Gehaltskürzung eingeleiteten Dienſtſtrafverfahrens kann die 
Dienjtitraffammer eine Ordnungsſtrafe verhängen. Wird eine Ordnungsſtrafe 
verhängt, ſo kann der Beamte innerhalb eines Monats nach der Zuſtellung münd⸗ 
liche Verhandlung vor der Dienſtſtrafkammer beantragen. 

e) Wird im Wiederaufnahmeverfahren ein zur Dienſtentlaſſung verurteilter Beamter 
freigeſprochen oder wird er nur mit einer geringeren Dienſtſtrafe beſtraft, ſo be⸗ 
ſchränkt ſich die Wirkung des Urteils im Wiederaufnahmeverfahren auf die ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſprüche des Beamten, es ſei denn, daß ſeine Amts⸗ oder Wahl⸗ 
zeit noch nicht abgelaufen und die Stelle noch vorhanden und noch nicht neu beſetzt 
iſt. In den Fällen des § 79 Abſ. 2 und des § 80 tritt an die Stelle des Fach⸗ 
miniſters die Aufſichtsbehörde. Im Falle des § 80 kann der Beamte gegen die 
Entſcheidung der Aufſichtsbehörde innerhalb eines Monats nach Zuſtellung die Ent⸗ 
ſcheidung im förmlichen Verfahren beantragen. 


4. Beamte von Zweckverbänden und zwiſchengemeindlichen 
Arbeitsgemeinſchaften. 


§ 100. 

(1) Für die Beamten von Zweckverbänden und zwiſchengemeindlichen Arbeits⸗ 
gemeinſchaften gelten die SS 94 bis 99 entſprechend. Die Beamten von Zweckverbänden 
gelten als Beamte von Landgemeinden, bei Beteiligung von kreisfreien Städten oder 
Landkreiſen als Beamte von Kreiſen; die Beamten zwiſchengemeindlicher Arbeitsgemein⸗ 
ſchaften gelten als Beamte von Kreiſen. 

E) Für die gewählten Mitglieder des Verbandsausſchuſſes eines Zweckverbandes 
gilt Abſ. 1 entſprechend. 


5. Beamte der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 
§ 101. 

() Im Dienſtſtrafverfahren gegen die Beamten der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes entſcheiden die für die unmittelbaren Staatsbeamten zuſtändigen Dienſtſtraf⸗ 
gerichte. 

E) Sind nach geſetzlichen oder ſtatutariſchen Vorſchriften der Bezirksausſchuß oder 
das Oberverwaltungsgericht zur Entſcheidung berufen, fo treten an die Stelle des Be- 
zirksausſchuſſes die nach § 28 und § 29 zuſtändige Dienſtſtrafkammer, an die Stelle 
des Oberverwaltungsgerichts die Dienſtſtrafſenate des Oberverwaltungsgerichts; ſoweit 
im Ordnungsſtraſverfahren das Oberverwaltungsgericht zur Entſcheidung berufen iſt, 
tritt an deſſen Stelle die nach § 28 und § 29 zuſtändige Dienſtſtrafkammer; dieſe ent⸗ 
ſcheidet endgültig. 
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§ 102. 

Für die Beamten der Orts⸗, Land⸗ und Innungskrankenkaſſen ſowie der Kaſſen⸗ 
verbände (§ 406 der Reichsverſicherungsordnung), denen die Rechte und Pflichten der 
gemeindlichen Beamten übertragen ſind, gelten dieſelben Vorſchriften wie für die un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten mit folgenden Abweichungen: 

a) Bei Kaſſen, die der Aufſicht eines ſtaatlichen Verſicherungsamts unterſtellt ſind, 
hat der Landrat, bei Kaſſen, die der Aufſicht eines gemeindlichen Verſicherungsamts 
unterſtellt ſind, der Leiter der Gemeinde die Befugnis, Ordnungsſtrafen zu ver⸗ 
hängen. 

b) Der Kaſſenvorſtand iſt befugt, Warnungen und Verweiſe, gegen untere Kaſſen⸗ 
beamte auch Geldftrafen bis zu 9 RM zu verhängen. Die zuſtändigen Miniſter oder 
die von ihnen ermächtigten Behörden beſtimmen nach Anhörung des Kaſſenvorſtandes, 
wer als unterer Kaſſenbeamter im Sinne dieſer Vorſchrift anzuſehen iſt. 

e) Das förmliche Dienſtſtraſverfahren wird vom Regierungspräſidenten, bei Kaſſen, 
die der Aufſicht des Verſicherungsamts Berlin unterſtehen, vom Präſidenten der 
Bau⸗ und Finanzdirektion eingeleitet. 


6. Beamte im Dienſte mehrerer Dienſtträger. 
§ 103. 

(1) Beamte einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes, die gleichzeitig Beamte 
einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes ſind, unterliegen nur den für dieſe Be⸗ 
amten geltenden Vorſchriften. 

(2) Beamte einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes, einer Gemeinde oder eines 
Gemeindeverbandes, die gleichzeitig unmittelbare Staatsbeamte ſind, unterliegen nur den 
für unmittelbare Staatsbeamte geltenden Vorſchriften. 


29. Der Siebente, Achte und Neunte Abſchnitt werden Sechſter, Siebenter und Achter 
Abſchnitt. 


Artikel II. 

Die Dienſtſtrafordnung für die richterlichen Beamten vom 27. Januar 1932 (Geſetzſamml. 
S. 79) wird wie folgt geändert: 

1. §S 1 Abſ. 2 fällt weg. 

2. § 8 fällt weg. 

3. § 14 Abſ. 2 fällt weg. 

4. Hinter § 14 wird folgender § 14 a eingefügt: 

§ 14 a. 

(1) Gegen einen Ruhegehaltsempfänger kann wegen ſolcher Handlungen, die 
er vor dem Eintritt in den Ruheſtand begangen hat, ein Dienſtſtrafverfahren ein⸗ 
geleitet oder fortgeſetzt werden. In dieſen Fällen kann, wenn nicht wegen Schuld⸗ 
loſigkeit oder mangelnden Beweiſes Freiſprechung erfolgt, auf Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens oder Verluſt des Ruhegehalts erkannt werden. Auf Einſtellung iſt auch 
zu erkennen, wenn ſeit dem Eintritt in den Ruheſtand mehr als fünf Jahre ver⸗ 
ſtrichen ſind; bei Berechnung dieſer Friſt zählt die Zeit, in der das Dienſtſtrafver⸗ 
fahren nach geſetzlicher Vorſchrift nicht eingeleitet oder nicht fortgeführt werden 
kann, nicht mit. 

(2) Der zu Ruhegehaltsverluſt Verurteilte verliert auch den Anſpruch auf 
Hinterbliebenenverſorgung und die Befugnis, ſeine frühere Amtsbezeichnung und 
ſeine Titel zu führen. 
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5. Im § 15 Abſ. 1 werden hinter den Worten „das Urteil“ die Worte „auf Dienſt⸗ 
entlaſſung“ geſtrichen und ſtatt deſſen nach einem Komma die Worte eingefügt „das auf 
Dienſtentlaſſung oder auf Ruhegehaltsverluſt lautet,“. 

6. § 16 Abſ. 2 fällt weg. f 

7. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) hinter Nr. 2 wird folgende Nr. 3 eingefügt: 
3. der Präſident des Landeserbhofgerichts hinſichtlich der ſeiner Dienſtaufſicht 
unterſtehenden richterlichen Beamten; 
b) die jetzige Nr. 3 wird Nr. 4. 
8. § 22 erhält folgende Faſſung: 
§ 22. 
() Dienſtſtrafgerichte find die Dienſtſtrafkammern bei den Oberlandesgerichten 
und der Dienſtſtrafſenat beim Kammergericht. 
(2) Die Dienſtſtrafkammer umfaßt den Bezirk des Oberlandesgerichts. 


9. § 23 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Für Richter im Warteſtand, vom Amte entfernte Richter und Ruhegehalts⸗ 

empfänger tritt an die Stelle des dienſtlichen Wohnſitzes der Wohnſitz. 
10. Die S$ 24 bis 28 erhalten folgende Faſſung: 
§ 24. 

Für die Präſidenten der Oberlandesgerichte, des Landeserbhofgerichts und der 
Landgerichte ſowie für die Senatspräſidenten bei den Oberlandesgerichten und dem 
Landeserbhofgericht iſt als Dienſtſtrafkammer die Dienſtſtrafkammer beim Kammer⸗ 
gericht zuſtändig. 

§ 25. 

() Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet in der Beſetzung mit einem Vorſitzenden 
und zwei Beiſitzern. 

(2) Vorſitzender der Dienſtſtrafkammer iſt der Oberlandesgerichtspräſident, im 
Falle ſeiner Behinderung der Vizepräſident des Oberlandesgerichts. Vorſitzender der 
Dienſtſtraftammer beim Kammergericht iſt der Vizepräſident, im Falle feiner Be⸗ 
hinderung ein Senatspräſident des Kammergerichts. Iſt bei einer Dienſtſtraf⸗ 
kammer auch der ſtellvertretende Vorſitzende behindert, ſo führt der dienſtälteſte 
richterliche Beiſitzer den Vorſitz. N 

(2) Beiſitzer der Dienſtſtrafkammer find zwei in ihrem Bezirke planmäßig an⸗ 
geſtellte Richter; an die Stelle des dienſtjüngſten tritt, wenn das Verfahren ſich aus⸗ 
ſchließlich gegen Notare richtet, ein im Bezirk der Dienſtſtrafkammer ernannter 
Notar. 

§ 26. 

(1) Der Dienſtſtrafſenat beim Kammergericht entſcheidet in der Beſetzung mit 
einem Vorſitzenden und vier Beiſitzern. 

(2) Vorſitzender iſt der Kammergerichtspräſident, im Falle feiner Behinderung 
ein Senatspräſident des Kammergerichts. Im Falle der Behinderung des ſtellver⸗ 
tretenden Vorſitzenden gilt § 25 Abſ. 2 Satz 3 entſprechend. 

(3) Beiſitzer des Dienſtſtrafſenats find planmäßig angeſtellte Richter; an die 
Stelle der beiden dienſtjüngſten treten, wenn das Verfahren ſich ausſchließlich gegen 
Notare richtet, zwei Notare. 

§ 27. 

(i) Die Stellvertreter für den Vorſitzenden der Dienſtſtrafkammer und des 
Dienſtſtrafſenats beim Kammergericht und die Beiſitzer der Dienſtſtrafgerichte er⸗ 
nennt der Juſtizminiſter auf die Dauer von fünf Jahren. 
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(2) Wird während der Amtszeit die Berufung neuer Mitglieder erforderlich, 

ſo werden dieſe für den Reſt der Amtszeit ernannt. 
a § 28. 

Vor Beginn eines jeden Kalenderjahrs beſtimmt der Vorſitzende des Dienſt⸗ 
ſtrafgerichts, in welcher Reihenfolge die Beiſitzer an den Sitzungen teilnehmen. 

§ 33 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Wird eine Vorunterſuchung für nötig erachtet, ſo beſtellt der Oberlandes⸗ 

gerichtspräſident einen Richter zum Unterſuchungsfüh rer. 
§ 45 erhält folgende Faſſung: 
§ 45. 

Die mündliche Verhandlung iſt nicht öffentlich. Dienſtvorgeſetzte des Ange⸗ 
ſchuldigten oder vom Dienſtvorgeſetzten beauftragte Beamte können jederzeit der 
Verhandlung beiwohnen. 

§ 48 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
(2) Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. 
Hinter § 56 wird folgender § 56 a eingefügt: 
§ 56 a. 

Die Anordnung nach 8 56 iſt auch gegenüber Richtern im Warteſtand, vom 
Amte entfernten Richtern und Ruhegehaltsempfängern zuläſſig; bei Richtern im 
Warteſtand und Ruhegehaltsempfängern tritt an die Stelle des Dienſteinkommens 
im Sinne des § 56 das Wartegeld oder das Ruhegehalt. 

Im 8 57 werden die Worte „des § 55 und des § 56“ durch die Worte erſetzt „des § 55, 
des § 56 und des S 56 24“. 


Im 8 59 Abſ. 3 find in Satz 1 und Satz 2 hinter den Worten „auf Dienſtentlaſſung“ die 
Worte einzufügen „oder Ruhegehaltsverluſt“. 
Hinter $ 63 wird folgender § 63 a eingefügt: 

§ 63. 

(1) Zuungunſten eines Ruhegehaltsempfängers ift die Wiederaufnahme nur 
zuläſſig, wenn neben den in dieſem Abſchnitte bezeichneten Vorausſetzungen auch die 
Vorausſetzungen vorliegen, unter denen ein Dienſtſtrafverfahren gegen ihn eingeleitet 
werden kann. 

(2) Zuungunſten anderer aus dem Beamtenverhältnis ausgeſchiedener Richter 
kann das Verfahren nicht wieder aufgenommen werden. 


18. § 64 Abſ. 3 fällt weg. 
19. Hinter § 76 wird folgender § 76 a eingefügt: 


§ 76 a. 

War im früheren Verfahren auf Ruhegehaltsverluſt erkannt, ſo erhält der 
Verurteilte, wenn die im § 76 bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, von der 
Rechtskraft der aufgehobenen Entſcheidung oder der früheren Einbehaltung des 
Ruhegehalts ab Ruhegehalt, wie wenn ihm dieſes nicht aberkannt worden wäre, 
und die ihm ſonſt zuſtehenden Rechte. 


20. § 79 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 


(2) Hätte der in dem neuen Urteile feſtgeſtellte Tatbeſtand die Dienſtentlaſſung 
oder den Ruhegehaltsverluſt gerechtfertigt, ſo erhält der Verurteilte die Bezüge nur 
bis zu dem Zeitpunkte, zu dem vorausſichtlich die Dienſtentlaſſung oder der Ruhe⸗ 
gehaltsverluſt ausgeſprochen worden wäre. Das gleiche gilt, wenn der Verurteilte 
ſich ſeit Eintritt der Rechtskraft des aufgehobenen Urteils eines Verhaltens ſchuldig 
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gemacht hat, das, wenn er damals Beamter geweſen wäre, die Dienſtentlaſſung oder 
den Ruhegehaltsverluſt gerechtfertigt hätte. Lehnt der Juſtizminiſter den Anſpruch 
des Verurteilten auf die im Abſ. 1 bezeichneten Bezüge ab, ſo iſt auf Antrag des Ver⸗ 
urteilten im Dienſtſtrafverfahren über die Frage zu entſcheiden, ob und zu welchem 
Zeitpunkte der in dem neuen Urteile feſtgeſtellte Tatbeſtand oder das Verhalten des 
Verurteilten nach Eintritt der Rechtskraft des aufgehobenen Urteils die Dienſtent⸗ 
laſſung oder den Ruhegehaltsverluſt gerechtfertigt hätten. 


21. § 89 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Beſchließt das Dienſtſtrafgericht die Fortſetzung des Verfahrens, ſo beſtellt der 
Oberlandesgerichtspräſident einen Richter zum Unterſuchungsführer. 

22. Die SS 94 bis 100 fallen weg. 

23. In den Vorſchriften, in denen das Wort „Dienſtſtrafſenat“, „Dienſtſtrafſenate“ oder 
„Dienſtſtrafſenats“ vorkommt, iſt es durch „Dienſtſtrafkammer“ zu erſetzen. In den Vor⸗ 
ſchriften, in denen die Worte „Großer Dienſtſtrafſenat“, „Großen Dienſtſtrafſenats“ oder 
„Großen Dienſtſtrafſenate“ vorkommen, iſt das Wort „Großer“ oder „Großen“ zu 
ſtreichen. 


Artikel III. 


Die Amtszeit der Mitglieder der beſtehenden Dienſtſtrafgerichte endet mit dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes. 

Artikel IV. 

() Die beim Dienſtſtrafhof anhängigen Dienſtſtrafverfahren gehen mit dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes in der Lage, in der ſie ſich befinden, auf das Oberverwaltungsgericht und den Dienſt⸗ 
ſtrafſenat beim Kammergericht über. f 

(2) Die bei den Dienſtſtrafkammern und Dienſtſtrafſenaten der Oberlandesgerichte anhängigen 
Verfahren gehen beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes in der Lage, in der ſie ſich befinden, auf die nach 
§ 89 der Beamtendienſtſtrafordnung und § 23 der Dienſtſtrafordnung für die richterlichen Beamten 
in der Faſſung dieſes Geſetzes zuſtändigen Dienſtſtrafkammern über. 


Artikel V. 


Dieſes Geſetz gilt ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt, in dem das Dienſtvergehen begangen iſt. 
Jedoch können Dienſtvergehen, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes verjährt ſind, nicht verfolgt 
werden. Gegen einen Ruhegehaltsempfänger kann das Dienſtſtrafverfahren nur eingeleitet werden, 
wenn er nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den Ruheſtand getreten iſt. 


Artikel VI. 


Aus einer Abweichung von der vorgeſchriebenen Reihenfolge in der Berufung der Beiſitzer 
G 31 Abſ. 2 der Beamtendienſtſtrafordnung, § 28 der Dienſtſtrafordnung für die richterlichen Be⸗ 
amten) oder aus einer ſonſtigen nicht vorſchriftsmäßigen Beſetzung eines Dienſtſtrafgerichts in der 
Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes können Rechtsfolgen nicht her⸗ 
geleitet werden. 


Artikel VII. 


Ein bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes gegen einen Beamten einer Gemeinde oder eines Ge⸗ 
meindeverbandes anhängiges Dienſtſtrafverfahren, das nur mit dem Ziele der Verhängung einer 
Ordnungsſtrafe eingeleitet worden war, ift einzustellen. Zuſtändig iſt die Einleitungsbehörde oder, 
wenn die Anſchuldigungsſchrift ſchon bei der Dienſtſtrafkammer eingegangen iſt, die Dienſtſtraf⸗ 
kammer auf Antrag der Einleitungsbehörde. Nach Einſtellung des Verfahrens können die Dienſt⸗ 
vorgeſetzten Ordnungsſtrafen im Rahmen ihrer geſetzlichen Befugnis verhängen. 
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Artikel VIII. 


Die 88 53 bis 57 des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 (Geſetzſamml. S. 151) 
werden aufgehoben. 


Artikel IX. 


1. Artikel I 8 3 Nr. 2 des Geſetzes über die Staatshaushaltsordnung vom 15. Dezember 1933 
(Geſetzſamml. S. 475) erhält folgende Faſſung: 

2. Den Vertreter der Staatsanwaltſchaft beſtimmt im Falle des § 121 a Abſ. 1 der 
Reichshaushaltsordnung der Miniſterpräſident. Für die Beamten der Oberrech⸗ 
nungskammer, die nicht unabhängig im Sinne des 8 121 Abſ. 1 Satz 1 der 
Reichshaushaltsordnung ſind, gelten die preußiſchen Vorſchriften über die Dienſt⸗ 
vergehen der nichtrichterlichen Beamten; dem Präſidenten der Oberrechnungskammer 
als Dienſtvorgeſetzten ſtehen die gleichen Befugniſſe zu wie den Fachminiſtern 
gegenüber den ihnen unterſtellten Beamten. 

2. 8 5 des Geſetzes, betreffend die Einrichtung und die Befugniſſe der Oberrechnungskammer, vom 
27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 278) in der Faſſung des Artikels II Nr. 1 des Geſetzes zur 
Umgeſtaltung des Dienſtſtrafrechts der richterlichen Beamten vom 11. Januar 1932 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 31) wird aufgehoben. a 


Artikel X. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Ver⸗ 
waltungsvorſchriften werden von den zuſtändigen Miniſtern erlaſſen. 


Artikel XI. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1934 in Kraft. 


Berlin, den 18. Auguſt 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 5 
Für den Miniſterpräſidenten: Zugleich für den Juſtizminiſter: 
Ru ſt. Po pitz. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 18. Auguſt 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
In Vertretung: 
Ru ſt, 
Staatsminiſter. 
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